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Drucksache 1375 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Getreidegesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Getreide und 
Futtermitteln (Getreidegesetz) in der Fassung vom 
24. November 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900) wird 
wie folgt geändert: 

In § 8 Abs. 8 werden die Worte „Mehl, Grieß, 
Dunst und Backschrot" ersetzt durch die Worte 
„Mehl, Grieß, Dunst und Schrot, ferner Körner von 
Roggen, Mais, Buchweizen, Hirse aller Art und 
Reis, geschält, geschliffen, perlförmig geschliffen, 
gequetscht (einschließlich Flocken), aufgeschlossen 
oder in ähnlicher Weise -be- oder verarbeitet". 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten kann durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß die in § 8 Abs. 8 des Getreide- 
gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes genannten 
Erzeugnisse, die sich bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes in einem Zollverkehr befinden, den Vor- 
schriften des § 8 Abs. 1, 3 und 5 des Getreidegeset- 
zes unterworfen werden. Dabei tritt für die Anbie- 
tungspflicht an die Stelle des in § 8 Abs. 1 Satz 1 
des Getreidegesetzes bezeichneten Zeitpunktes der 
in der Rechtsverordnung festgesetzte Zeitpunkt. 


Artikel 3 

(1) Eine Zuwiderhandlung, die nach den Vor- 
schriften des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 geahn- 
det wird, begeht, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen eine Vorschrift einer auf Grund des Arti- 
kels 2 ergangenen Rechtsverordnung oder eine auf 
Grund dieser Rechtsverordnung gesetzte Auflage 
verstößt, sofern die Rechtsverprdnung auf diese 
Straf- und Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten oder die von ihm bestimmte Behörde. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten entscheidet auch über die Abänderung oder 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht 
nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 10. November 1959 


Dr. Krone und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 


Begründung umseitig 


Druck; Bonner Universitäts-Buciidnickerei, Bonn 
Alleinveritrieb : Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Begründung 


Um Störungen der Marktordnungsmaßnahmen zu 
verhindern, hat der Bundesminister für Wirtschaft 
mit dem Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 56/59 vom 
30. September 1959 (Bundesanzeiger Nr. 188 vom 
1. Oktober 1959) besj:immt, daß Schälmühlenerzeug- 
nisse von Roggen, Mais, Buchweizen oder Hirse 
aller Art auf Grund von Einfuhrverträgen, die vor 
dem 22. September 1959 abgeschlossen worden 
sind, erst nach dem 31. Dezember 1959 in den 
freien Verkehr oder in einen Zollvormerkverkehr 
verbracht werden dürfen. 

Das Änderungsgesetz soll als endgültige Regelung 
an die Stelle des Runderlasses treten. 

Die Ermächtigung des § 8 Abs. 8 des Getreidegeset- 
zes, die bisher auf andere Getreidearten als Brot- 
getreide und auf Mahlerzeugnisse begrenzt war, 
wird in Artikel 1 des Änderungsgesetzes auf die 
im Runderlaß genannten Erzeugnisse erstreckt. 


Soweit Schälmühlenerzeugnisse sidi bei Inkrafttre- 
ten des Änderungsgesetzes in einem Zollverkehr 
befinden, sollen sie nach der in Ärtikel 2 vor- 
gesehenen Ermächtigung ebenfalls der Anbletungs- 
pflicht, der Festsetzimg von Abgabepreisen, der Er- 
teilung von Auflagen usw. unterworfen werden 
können. Zur Vermeidung von Zweifelsfragen soll 
der Zeitpunkt, bis zu dem diese Erzeugnisse der 
Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide imd Futter- 
mittel anzubieten sind, besonders festgesetzt wer- 
den. 

Artikel 3 des Änderungsgesetzes enthält Straf- 
bestimmungen zu Artikel 2, weil die Strafbestim- 
mungen des § 21 Abs. 1 des Getreidegesetzes nicht 
ausreichen. 

Der Haushalt des Bundes, der Länder und der Ge- 
meinden wird durch dieses Gesetz nicht belastet. 
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